
Abschnitt 5Abschnitt 5

Aufenthalt aus völkerrechtlichen, humanitären oder politischen GründenAufenthalt aus völkerrechtlichen, humanitären oder politischen Gründen

§ 22 Aufnahme aus dem Ausland§ 22 Aufnahme aus dem Ausland

Einem Ausländer kann für die Aufnahme aus dem Ausland aus völkerrechtlichenEinem Ausländer kann für die Aufnahme aus dem Ausland aus völkerrechtlichen

oder dringenden humanitären Gründen eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden.oder dringenden humanitären Gründen eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden.

Eine Aufenthaltserlaubnis ist zu erteilen, wenn das Bundesministerium des Innern,Eine Aufenthaltserlaubnis ist zu erteilen, wenn das Bundesministerium des Innern,

für Bau und Heimat oder die von ihm bestimmte Stelle zur Wahrung politischerfür Bau und Heimat oder die von ihm bestimmte Stelle zur Wahrung politischer

Interessen der Bundesrepublik Deutschland die Aufnahme erklärt hat.Interessen der Bundesrepublik Deutschland die Aufnahme erklärt hat.

§ 23 Aufenthaltsgewährung durch die obersten Landesbehörden;§ 23 Aufenthaltsgewährung durch die obersten Landesbehörden;

Aufnahme bei besonders gelagerten politischen Interessen; Neuansiedlung vonAufnahme bei besonders gelagerten politischen Interessen; Neuansiedlung von

SchutzsuchendenSchutzsuchenden

(1) Die oberste Landesbehörde kann aus völkerrechtlichen oder humanitären(1) Die oberste Landesbehörde kann aus völkerrechtlichen oder humanitären

Gründen oder zur Wahrung politischer Interessen der Bundesrepublik DeutschlandGründen oder zur Wahrung politischer Interessen der Bundesrepublik Deutschland

anordnen, dass Ausländern aus bestimmten Staaten oder in sonstiger Weiseanordnen, dass Ausländern aus bestimmten Staaten oder in sonstiger Weise

bestimmten Ausländergruppen eine Aufenthaltserlaubnis erteilt wird. Diebestimmten Ausländergruppen eine Aufenthaltserlaubnis erteilt wird. Die

Anordnung kann unter der Maßgabe erfolgen, dass eine VerpflichtungserklärungAnordnung kann unter der Maßgabe erfolgen, dass eine Verpflichtungserklärung

nach § 68 abgegeben wird. Zur Wahrung der Bundeseinheitlichkeit bedarf dienach § 68 abgegeben wird. Zur Wahrung der Bundeseinheitlichkeit bedarf die

Anordnung des Einvernehmens mit dem Bundesministerium des Innern, für BauAnordnung des Einvernehmens mit dem Bundesministerium des Innern, für Bau

und Heimat. Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt nicht zur Erwerbstätigkeit; dieund Heimat. Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt nicht zur Erwerbstätigkeit; die

Anordnung kann vorsehen, dass die zu erteilende Aufenthaltserlaubnis dieAnordnung kann vorsehen, dass die zu erteilende Aufenthaltserlaubnis die

Erwerbstätigkeit erlaubt oder diese nach § 4a Absatz 1 erlaubt werden kann.Erwerbstätigkeit erlaubt oder diese nach § 4a Absatz 1 erlaubt werden kann.

(2) Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat kann zur Wahrung(2) Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat kann zur Wahrung

besonders gelagerter politischer Interessen der Bundesrepublik Deutschland imbesonders gelagerter politischer Interessen der Bundesrepublik Deutschland im

Benehmen mit den obersten Landesbehörden anordnen, dass das Bundesamt fürBenehmen mit den obersten Landesbehörden anordnen, dass das Bundesamt für

Migration und Flüchtlinge Ausländern aus bestimmten Staaten oder in sonstigerMigration und Flüchtlinge Ausländern aus bestimmten Staaten oder in sonstiger

Weise bestimmten Ausländergruppen eine Aufnahmezusage erteilt. EinWeise bestimmten Ausländergruppen eine Aufnahmezusage erteilt. Ein

Vorverfahren nach § 68 der Verwaltungsgerichtsordnung findet nicht statt. DenVorverfahren nach § 68 der Verwaltungsgerichtsordnung findet nicht statt. Den

betroffenen Ausländern ist entsprechend der Aufnahmezusage einebetroffenen Ausländern ist entsprechend der Aufnahmezusage eine

Aufenthaltserlaubnis oder Niederlassungserlaubnis zu erteilen. DieAufenthaltserlaubnis oder Niederlassungserlaubnis zu erteilen. Die

Niederlassungserlaubnis kann mit einer wohnsitzbeschränkenden Auflage versehenNiederlassungserlaubnis kann mit einer wohnsitzbeschränkenden Auflage versehen

werden.werden.

(3) Die Anordnung kann vorsehen, dass § 24 ganz oder teilweise entsprechende(3) Die Anordnung kann vorsehen, dass § 24 ganz oder teilweise entsprechende

Anwendung findet.Anwendung findet.

(4) Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat kann im Rahmen der(4) Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat kann im Rahmen der



Neuansiedlung von Schutzsuchenden im Benehmen mit den oberstenNeuansiedlung von Schutzsuchenden im Benehmen mit den obersten

Landesbehörden anordnen, dass das Bundesamt für Migration und FlüchtlingeLandesbehörden anordnen, dass das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge

bestimmten, für eine Neuansiedlung ausgewählten Schutzsuchendenbestimmten, für eine Neuansiedlung ausgewählten Schutzsuchenden

(Resettlement-Flüchtlinge) eine Aufnahmezusage erteilt. Absatz 2 Satz 2 bis 4 und(Resettlement-Flüchtlinge) eine Aufnahmezusage erteilt. Absatz 2 Satz 2 bis 4 und

§ 24 Absatz 3 bis 5 gelten entsprechend.§ 24 Absatz 3 bis 5 gelten entsprechend.

§ 23a Aufenthaltsgewährung in Härtefällen§ 23a Aufenthaltsgewährung in Härtefällen

(1) Die oberste Landesbehörde darf anordnen, dass einem Ausländer, der(1) Die oberste Landesbehörde darf anordnen, dass einem Ausländer, der

vollziehbar ausreisepflichtig ist, abweichend von den in diesem Gesetz festgelegtenvollziehbar ausreisepflichtig ist, abweichend von den in diesem Gesetz festgelegten

Erteilungs- und Verlängerungsvoraussetzungen für einen Aufenthaltstitel sowie vonErteilungs- und Verlängerungsvoraussetzungen für einen Aufenthaltstitel sowie von

den §§ 10 und 11 eine Aufenthaltserlaubnis erteilt wird, wenn eine von derden §§ 10 und 11 eine Aufenthaltserlaubnis erteilt wird, wenn eine von der

Landesregierung durch Rechtsverordnung eingerichtete Härtefallkommission darumLandesregierung durch Rechtsverordnung eingerichtete Härtefallkommission darum

ersucht (Härtefallersuchen). Die Anordnung kann im Einzelfall unterersucht (Härtefallersuchen). Die Anordnung kann im Einzelfall unter

Berücksichtigung des Umstandes erfolgen, ob der Lebensunterhalt des AusländersBerücksichtigung des Umstandes erfolgen, ob der Lebensunterhalt des Ausländers

gesichert ist oder eine Verpflichtungserklärung nach § 68 abgegeben wird. Diegesichert ist oder eine Verpflichtungserklärung nach § 68 abgegeben wird. Die

Annahme eines Härtefalls ist in der Regel ausgeschlossen, wenn der AusländerAnnahme eines Härtefalls ist in der Regel ausgeschlossen, wenn der Ausländer

Straftaten von erheblichem Gewicht begangen hat oder wenn einStraftaten von erheblichem Gewicht begangen hat oder wenn ein

Rückführungstermin bereits konkret feststeht. Die Befugnis zurRückführungstermin bereits konkret feststeht. Die Befugnis zur

Aufenthaltsgewährung steht ausschließlich im öffentlichen Interesse und begründetAufenthaltsgewährung steht ausschließlich im öffentlichen Interesse und begründet

keine eigenen Rechte des Ausländers.keine eigenen Rechte des Ausländers.

(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung eine(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung eine

Härtefallkommission nach Absatz 1 einzurichten, das Verfahren, AusschlussgründeHärtefallkommission nach Absatz 1 einzurichten, das Verfahren, Ausschlussgründe

und qualifizierte Anforderungen an eine Verpflichtungserklärung nach Absatz 1und qualifizierte Anforderungen an eine Verpflichtungserklärung nach Absatz 1

Satz 2 einschließlich vom Verpflichtungsgeber zu erfüllender Voraussetzungen zuSatz 2 einschließlich vom Verpflichtungsgeber zu erfüllender Voraussetzungen zu

bestimmen sowie die Anordnungsbefugnis nach Absatz 1 Satz 1 auf andere Stellenbestimmen sowie die Anordnungsbefugnis nach Absatz 1 Satz 1 auf andere Stellen

zu übertragen. Die Härtefallkommissionen werden ausschließlich im Wege derzu übertragen. Die Härtefallkommissionen werden ausschließlich im Wege der

Selbstbefassung tätig. Dritte können nicht verlangen, dass eineSelbstbefassung tätig. Dritte können nicht verlangen, dass eine

Härtefallkommission sich mit einem bestimmten Einzelfall befasst oder eineHärtefallkommission sich mit einem bestimmten Einzelfall befasst oder eine

bestimmte Entscheidung trifft. Die Entscheidung für ein Härtefallersuchen setztbestimmte Entscheidung trifft. Die Entscheidung für ein Härtefallersuchen setzt

voraus, dass nach den Feststellungen der Härtefallkommission dringendevoraus, dass nach den Feststellungen der Härtefallkommission dringende

humanitäre oder persönliche Gründe die weitere Anwesenheit des Ausländers imhumanitäre oder persönliche Gründe die weitere Anwesenheit des Ausländers im

Bundesgebiet rechtfertigen.Bundesgebiet rechtfertigen.

(3) Verzieht ein sozialhilfebedürftiger Ausländer, dem eine Aufenthaltserlaubnis(3) Verzieht ein sozialhilfebedürftiger Ausländer, dem eine Aufenthaltserlaubnis

nach Absatz 1 erteilt wurde, in den Zuständigkeitsbereich eines anderennach Absatz 1 erteilt wurde, in den Zuständigkeitsbereich eines anderen

Leistungsträgers, ist der Träger der Sozialhilfe, in dessen ZuständigkeitsbereichLeistungsträgers, ist der Träger der Sozialhilfe, in dessen Zuständigkeitsbereich

eine Ausländerbehörde die Aufenthaltserlaubnis erteilt hat, längstens für die Dauereine Ausländerbehörde die Aufenthaltserlaubnis erteilt hat, längstens für die Dauer

von drei Jahren ab Erteilung der Aufenthaltserlaubnis dem nunmehr zuständigenvon drei Jahren ab Erteilung der Aufenthaltserlaubnis dem nunmehr zuständigen



örtlichen Träger der Sozialhilfe zur Kostenerstattung verpflichtet. Dies giltörtlichen Träger der Sozialhilfe zur Kostenerstattung verpflichtet. Dies gilt

entsprechend für die in § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Zweiten Buchesentsprechend für die in § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Zweiten Buches

Sozialgesetzbuch genannten Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts.Sozialgesetzbuch genannten Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts.

§ 24 Aufenthaltsgewährung zum vorübergehenden Schutz§ 24 Aufenthaltsgewährung zum vorübergehenden Schutz

(1) Einem Ausländer, dem auf Grund eines Beschlusses des Rates der(1) Einem Ausländer, dem auf Grund eines Beschlusses des Rates der

Europäischen Union gemäß der Richtlinie 2001/55/EG vorübergehender SchutzEuropäischen Union gemäß der Richtlinie 2001/55/EG vorübergehender Schutz

gewährt wird und der seine Bereitschaft erklärt hat, im Bundesgebiet aufgenommengewährt wird und der seine Bereitschaft erklärt hat, im Bundesgebiet aufgenommen

zu werden, wird für die nach den Artikeln 4 und 6 der Richtlinie bemessene Dauerzu werden, wird für die nach den Artikeln 4 und 6 der Richtlinie bemessene Dauer

des vorübergehenden Schutzes eine Aufenthaltserlaubnis erteilt.des vorübergehenden Schutzes eine Aufenthaltserlaubnis erteilt.

(2) Die Gewährung von vorübergehendem Schutz ist ausgeschlossen, wenn die(2) Die Gewährung von vorübergehendem Schutz ist ausgeschlossen, wenn die

Voraussetzungen des § 3 Abs. 2 des Asylgesetzes oder des § 60 Abs. 8 Satz 1Voraussetzungen des § 3 Abs. 2 des Asylgesetzes oder des § 60 Abs. 8 Satz 1

vorliegen; die Aufenthaltserlaubnis ist zu versagen.vorliegen; die Aufenthaltserlaubnis ist zu versagen.

(3) Die Ausländer im Sinne des Absatzes 1 werden auf die Länder verteilt. Die(3) Die Ausländer im Sinne des Absatzes 1 werden auf die Länder verteilt. Die

Länder können Kontingente für die Aufnahme zum vorübergehenden Schutz undLänder können Kontingente für die Aufnahme zum vorübergehenden Schutz und

die Verteilung vereinbaren. Die Verteilung auf die Länder erfolgt durch dasdie Verteilung vereinbaren. Die Verteilung auf die Länder erfolgt durch das

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge. Solange die Länder für die VerteilungBundesamt für Migration und Flüchtlinge. Solange die Länder für die Verteilung

keinen abweichenden Schlüssel vereinbart haben, gilt der für die Verteilung vonkeinen abweichenden Schlüssel vereinbart haben, gilt der für die Verteilung von

Asylbewerbern festgelegte Schlüssel.Asylbewerbern festgelegte Schlüssel.

(4) Die oberste Landesbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle erlässt eine(4) Die oberste Landesbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle erlässt eine

Zuweisungsentscheidung. Die Landesregierungen werden ermächtigt, dieZuweisungsentscheidung. Die Landesregierungen werden ermächtigt, die

Verteilung innerhalb der Länder durch Rechtsverordnung zu regeln, sie können dieVerteilung innerhalb der Länder durch Rechtsverordnung zu regeln, sie können die

Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf andere Stellen übertragen; § 50 Abs. 4Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf andere Stellen übertragen; § 50 Abs. 4

des Asylgesetzes findet entsprechende Anwendung. Ein Widerspruch gegen diedes Asylgesetzes findet entsprechende Anwendung. Ein Widerspruch gegen die

Zuweisungsentscheidung findet nicht statt. Die Klage hat keine aufschiebendeZuweisungsentscheidung findet nicht statt. Die Klage hat keine aufschiebende

Wirkung.Wirkung.

(5) Der Ausländer hat keinen Anspruch darauf, sich in einem bestimmten Land oder(5) Der Ausländer hat keinen Anspruch darauf, sich in einem bestimmten Land oder

an einem bestimmten Ort aufzuhalten. Er hat seine Wohnung und seinenan einem bestimmten Ort aufzuhalten. Er hat seine Wohnung und seinen

gewöhnlichen Aufenthalt an dem Ort zu nehmen, dem er nach den Absätzen 3 undgewöhnlichen Aufenthalt an dem Ort zu nehmen, dem er nach den Absätzen 3 und

4 zugewiesen wurde.4 zugewiesen wurde.

(6) Die Ausübung einer selbständigen Tätigkeit darf nicht ausgeschlossen werden.(6) Die Ausübung einer selbständigen Tätigkeit darf nicht ausgeschlossen werden.

Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt nicht zur Ausübung einer Beschäftigung; sieDie Aufenthaltserlaubnis berechtigt nicht zur Ausübung einer Beschäftigung; sie

kann nach § 4a Absatz 2 erlaubt werden.kann nach § 4a Absatz 2 erlaubt werden.

(7) Der Ausländer wird über die mit dem vorübergehenden Schutz verbundenen(7) Der Ausländer wird über die mit dem vorübergehenden Schutz verbundenen

Rechte und Pflichten schriftlich in einer ihm verständlichen Sprache unterrichtet.Rechte und Pflichten schriftlich in einer ihm verständlichen Sprache unterrichtet.



§ 25 Aufenthalt aus humanitären Gründen§ 25 Aufenthalt aus humanitären Gründen

(1) Einem Ausländer ist eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, wenn er als(1) Einem Ausländer ist eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, wenn er als

Asylberechtigter anerkannt ist. Dies gilt nicht, wenn der Ausländer auf Grund einesAsylberechtigter anerkannt ist. Dies gilt nicht, wenn der Ausländer auf Grund eines

besonders schwerwiegenden Ausweisungsinteresses nach § 54 Absatz 1besonders schwerwiegenden Ausweisungsinteresses nach § 54 Absatz 1

ausgewiesen worden ist. Bis zur Erteilung der Aufenthaltserlaubnis gilt derausgewiesen worden ist. Bis zur Erteilung der Aufenthaltserlaubnis gilt der

Aufenthalt als erlaubt.Aufenthalt als erlaubt.

(2) Einem Ausländer ist eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, wenn das Bundesamt(2) Einem Ausländer ist eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, wenn das Bundesamt

für Migration und Flüchtlinge die Flüchtlingseigenschaft im Sinne des § 3 Absatz 1für Migration und Flüchtlinge die Flüchtlingseigenschaft im Sinne des § 3 Absatz 1

des Asylgesetzes oder subsidiären Schutz im Sinne des § 4 Absatz 1 desdes Asylgesetzes oder subsidiären Schutz im Sinne des § 4 Absatz 1 des

Asylgesetzes zuerkannt hat. Absatz 1 Satz 2 bis 3 gilt entsprechend.Asylgesetzes zuerkannt hat. Absatz 1 Satz 2 bis 3 gilt entsprechend.

(3) Einem Ausländer soll eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn ein(3) Einem Ausländer soll eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn ein

Abschiebungsverbot nach § 60 Absatz 5 oder 7 vorliegt. Die AufenthaltserlaubnisAbschiebungsverbot nach § 60 Absatz 5 oder 7 vorliegt. Die Aufenthaltserlaubnis

wird nicht erteilt, wenn die Ausreise in einen anderen Staat möglich und zumutbarwird nicht erteilt, wenn die Ausreise in einen anderen Staat möglich und zumutbar

ist oder der Ausländer wiederholt oder gröblich gegen entsprechendeist oder der Ausländer wiederholt oder gröblich gegen entsprechende

Mitwirkungspflichten verstößt. Sie wird ferner nicht erteilt, wenn schwerwiegendeMitwirkungspflichten verstößt. Sie wird ferner nicht erteilt, wenn schwerwiegende

Gründe die Annahme rechtfertigen, dass der AusländerGründe die Annahme rechtfertigen, dass der Ausländer

1. ein Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen oder ein Verbrechen1. ein Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen oder ein Verbrechen

gegen die Menschlichkeit im Sinne der internationalen Vertragswerke begangengegen die Menschlichkeit im Sinne der internationalen Vertragswerke begangen

hat, die ausgearbeitet worden sind, um Bestimmungen bezüglich dieser Verbrechenhat, die ausgearbeitet worden sind, um Bestimmungen bezüglich dieser Verbrechen

festzulegen,festzulegen,

2. eine Straftat von erheblicher Bedeutung begangen hat,2. eine Straftat von erheblicher Bedeutung begangen hat,

3. sich Handlungen zuschulden kommen ließ, die den Zielen und Grundsätzen der3. sich Handlungen zuschulden kommen ließ, die den Zielen und Grundsätzen der

Vereinten Nationen, wie sie in der Präambel und den Artikeln 1 und 2 der ChartaVereinten Nationen, wie sie in der Präambel und den Artikeln 1 und 2 der Charta

der Vereinten Nationen verankert sind, zuwiderlaufen, oderder Vereinten Nationen verankert sind, zuwiderlaufen, oder

4. eine Gefahr für die Allgemeinheit oder eine Gefahr für die Sicherheit der4. eine Gefahr für die Allgemeinheit oder eine Gefahr für die Sicherheit der

Bundesrepublik Deutschland darstellt.Bundesrepublik Deutschland darstellt.

(4) Einem nicht vollziehbar ausreisepflichtigen Ausländer kann für einen(4) Einem nicht vollziehbar ausreisepflichtigen Ausländer kann für einen

vorübergehenden Aufenthalt eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, solangevorübergehenden Aufenthalt eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, solange

dringende humanitäre oder persönliche Gründe oder erhebliche öffentlichedringende humanitäre oder persönliche Gründe oder erhebliche öffentliche

Interessen seine vorübergehende weitere Anwesenheit im Bundesgebiet erfordern.Interessen seine vorübergehende weitere Anwesenheit im Bundesgebiet erfordern.

Eine Aufenthaltserlaubnis kann abweichend von § 8 Abs. 1 und 2 verlängertEine Aufenthaltserlaubnis kann abweichend von § 8 Abs. 1 und 2 verlängert

werden, wenn auf Grund besonderer Umstände des Einzelfalls das Verlassen deswerden, wenn auf Grund besonderer Umstände des Einzelfalls das Verlassen des

Bundesgebiets für den Ausländer eine außergewöhnliche Härte bedeuten würde.Bundesgebiets für den Ausländer eine außergewöhnliche Härte bedeuten würde.

Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt nicht zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit; sieDie Aufenthaltserlaubnis berechtigt nicht zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit; sie

kann nach § 4a Absatz 1 erlaubt werden.kann nach § 4a Absatz 1 erlaubt werden.



(4a) Einem Ausländer, der Opfer einer Straftat nach den §§ 232 bis 233a des(4a) Einem Ausländer, der Opfer einer Straftat nach den §§ 232 bis 233a des

Strafgesetzbuches wurde, soll, auch wenn er vollziehbar ausreisepflichtig ist, fürStrafgesetzbuches wurde, soll, auch wenn er vollziehbar ausreisepflichtig ist, für

einen Aufenthalt eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. Die Aufenthaltserlaubniseinen Aufenthalt eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. Die Aufenthaltserlaubnis

darf nur erteilt werden, wenndarf nur erteilt werden, wenn

1. seine Anwesenheit im Bundesgebiet für ein Strafverfahren wegen dieser Straftat1. seine Anwesenheit im Bundesgebiet für ein Strafverfahren wegen dieser Straftat

von der Staatsanwaltschaft oder dem Strafgericht für sachgerecht erachtet wird,von der Staatsanwaltschaft oder dem Strafgericht für sachgerecht erachtet wird,

weil ohne seine Angaben die Erforschung des Sachverhalts erschwert wäre,weil ohne seine Angaben die Erforschung des Sachverhalts erschwert wäre,

2. er jede Verbindung zu den Personen, die beschuldigt werden, die Straftat2. er jede Verbindung zu den Personen, die beschuldigt werden, die Straftat

begangen zu haben, abgebrochen hat undbegangen zu haben, abgebrochen hat und

3. er seine Bereitschaft erklärt hat, in dem Strafverfahren wegen der Straftat als3. er seine Bereitschaft erklärt hat, in dem Strafverfahren wegen der Straftat als

Zeuge auszusagen.Zeuge auszusagen.

Nach Beendigung des Strafverfahrens soll die Aufenthaltserlaubnis verlängertNach Beendigung des Strafverfahrens soll die Aufenthaltserlaubnis verlängert

werden, wenn humanitäre oder persönliche Gründe oder öffentliche Interessen diewerden, wenn humanitäre oder persönliche Gründe oder öffentliche Interessen die

weitere Anwesenheit des Ausländers im Bundesgebiet erfordern. Dieweitere Anwesenheit des Ausländers im Bundesgebiet erfordern. Die

Aufenthaltserlaubnis berechtigt nicht zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit; sie kannAufenthaltserlaubnis berechtigt nicht zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit; sie kann

nach § 4a Absatz 1 erlaubt werden.nach § 4a Absatz 1 erlaubt werden.

(4b) Einem Ausländer, der Opfer einer Straftat nach § 10 Absatz 1 oder § 11 Absatz(4b) Einem Ausländer, der Opfer einer Straftat nach § 10 Absatz 1 oder § 11 Absatz

1 Nummer 3 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes oder nach § 15a des1 Nummer 3 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes oder nach § 15a des

Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes wurde, kann, auch wenn er vollziehbarArbeitnehmerüberlassungsgesetzes wurde, kann, auch wenn er vollziehbar

ausreisepflichtig ist, für einen vorübergehenden Aufenthalt eineausreisepflichtig ist, für einen vorübergehenden Aufenthalt eine

Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. Die Aufenthaltserlaubnis darf nur erteiltAufenthaltserlaubnis erteilt werden. Die Aufenthaltserlaubnis darf nur erteilt

werden, wennwerden, wenn

1. die vorübergehende Anwesenheit des Ausländers im Bundesgebiet für ein1. die vorübergehende Anwesenheit des Ausländers im Bundesgebiet für ein

Strafverfahren wegen dieser Straftat von der Staatsanwaltschaft oder demStrafverfahren wegen dieser Straftat von der Staatsanwaltschaft oder dem

Strafgericht für sachgerecht erachtet wird, weil ohne seine Angaben dieStrafgericht für sachgerecht erachtet wird, weil ohne seine Angaben die

Erforschung des Sachverhalts erschwert wäre, undErforschung des Sachverhalts erschwert wäre, und

2. der Ausländer seine Bereitschaft erklärt hat, in dem Strafverfahren wegen der2. der Ausländer seine Bereitschaft erklärt hat, in dem Strafverfahren wegen der

Straftat als Zeuge auszusagen.Straftat als Zeuge auszusagen.

Die Aufenthaltserlaubnis kann verlängert werden, wenn dem Ausländer von SeitenDie Aufenthaltserlaubnis kann verlängert werden, wenn dem Ausländer von Seiten

des Arbeitgebers die zustehende Vergütung noch nicht vollständig geleistet wurdedes Arbeitgebers die zustehende Vergütung noch nicht vollständig geleistet wurde

und es für den Ausländer eine besondere Härte darstellen würde, seinenund es für den Ausländer eine besondere Härte darstellen würde, seinen

Vergütungsanspruch aus dem Ausland zu verfolgen. Die AufenthaltserlaubnisVergütungsanspruch aus dem Ausland zu verfolgen. Die Aufenthaltserlaubnis

berechtigt nicht zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit; sie kann nach § 4a Absatz 1berechtigt nicht zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit; sie kann nach § 4a Absatz 1

erlaubt werden.erlaubt werden.

(5) Einem Ausländer, der vollziehbar ausreisepflichtig ist, kann eine(5) Einem Ausländer, der vollziehbar ausreisepflichtig ist, kann eine



Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn seine Ausreise aus rechtlichen oderAufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn seine Ausreise aus rechtlichen oder

tatsächlichen Gründen unmöglich ist und mit dem Wegfall der Ausreisehindernissetatsächlichen Gründen unmöglich ist und mit dem Wegfall der Ausreisehindernisse

in absehbarer Zeit nicht zu rechnen ist. Die Aufenthaltserlaubnis soll erteilt werden,in absehbarer Zeit nicht zu rechnen ist. Die Aufenthaltserlaubnis soll erteilt werden,

wenn die Abschiebung seit 18 Monaten ausgesetzt ist. Eine Aufenthaltserlaubniswenn die Abschiebung seit 18 Monaten ausgesetzt ist. Eine Aufenthaltserlaubnis

darf nur erteilt werden, wenn der Ausländer unverschuldet an der Ausreisedarf nur erteilt werden, wenn der Ausländer unverschuldet an der Ausreise

gehindert ist. Ein Verschulden des Ausländers liegt insbesondere vor, wenn ergehindert ist. Ein Verschulden des Ausländers liegt insbesondere vor, wenn er

falsche Angaben macht oder über seine Identität oder Staatsangehörigkeit täuschtfalsche Angaben macht oder über seine Identität oder Staatsangehörigkeit täuscht

oder zumutbare Anforderungen zur Beseitigung der Ausreisehindernisse nichtoder zumutbare Anforderungen zur Beseitigung der Ausreisehindernisse nicht

erfüllt.erfüllt.

§ 25a Aufenthaltsgewährung bei gut integrierten Jugendlichen und§ 25a Aufenthaltsgewährung bei gut integrierten Jugendlichen und

HeranwachsendenHeranwachsenden

(1) Einem jugendlichen oder heranwachsenden geduldeten Ausländer soll eine(1) Einem jugendlichen oder heranwachsenden geduldeten Ausländer soll eine

Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wennAufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn

1. er sich seit vier Jahren ununterbrochen erlaubt, geduldet oder mit einer1. er sich seit vier Jahren ununterbrochen erlaubt, geduldet oder mit einer

Aufenthaltsgestattung im Bundesgebiet aufhält,Aufenthaltsgestattung im Bundesgebiet aufhält,

2. er im Bundesgebiet in der Regel seit vier Jahren erfolgreich eine Schule besucht2. er im Bundesgebiet in der Regel seit vier Jahren erfolgreich eine Schule besucht

oder einen anerkannten Schul- oder Berufsabschluss erworben hat,oder einen anerkannten Schul- oder Berufsabschluss erworben hat,

3. der Antrag auf Erteilung der Aufenthaltserlaubnis vor Vollendung des 21.3. der Antrag auf Erteilung der Aufenthaltserlaubnis vor Vollendung des 21.

Lebensjahres gestellt wird,Lebensjahres gestellt wird,

4. es gewährleistet erscheint, dass er sich auf Grund seiner bisherigen Ausbildung4. es gewährleistet erscheint, dass er sich auf Grund seiner bisherigen Ausbildung

und Lebensverhältnisse in die Lebensverhältnisse der Bundesrepublik Deutschlandund Lebensverhältnisse in die Lebensverhältnisse der Bundesrepublik Deutschland

einfügen kann undeinfügen kann und

5. keine konkreten Anhaltspunkte dafür bestehen, dass der Ausländer sich nicht zur5. keine konkreten Anhaltspunkte dafür bestehen, dass der Ausländer sich nicht zur

freiheitlichen demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik Deutschlandfreiheitlichen demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland

bekennt.bekennt.

Solange sich der Jugendliche oder der Heranwachsende in einer schulischen oderSolange sich der Jugendliche oder der Heranwachsende in einer schulischen oder

beruflichen Ausbildung oder einem Hochschulstudium befindet, schließt dieberuflichen Ausbildung oder einem Hochschulstudium befindet, schließt die

Inanspruchnahme öffentlicher Leistungen zur Sicherstellung des eigenenInanspruchnahme öffentlicher Leistungen zur Sicherstellung des eigenen

Lebensunterhalts die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nicht aus. Die ErteilungLebensunterhalts die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nicht aus. Die Erteilung

einer Aufenthaltserlaubnis ist zu versagen, wenn die Abschiebung aufgrund eigenereiner Aufenthaltserlaubnis ist zu versagen, wenn die Abschiebung aufgrund eigener

falscher Angaben des Ausländers oder aufgrund seiner Täuschung über seinefalscher Angaben des Ausländers oder aufgrund seiner Täuschung über seine

Identität oder Staatsangehörigkeit ausgesetzt ist.Identität oder Staatsangehörigkeit ausgesetzt ist.

(2) Den Eltern oder einem personensorgeberechtigten Elternteil eines(2) Den Eltern oder einem personensorgeberechtigten Elternteil eines

minderjährigen Ausländers, der eine Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1 besitzt,minderjährigen Ausländers, der eine Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1 besitzt,



kann eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wennkann eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn

1. die Abschiebung nicht aufgrund falscher Angaben oder aufgrund von1. die Abschiebung nicht aufgrund falscher Angaben oder aufgrund von

Täuschungen über die Identität oder Staatsangehörigkeit oder mangels ErfüllungTäuschungen über die Identität oder Staatsangehörigkeit oder mangels Erfüllung

zumutbarer Anforderungen an die Beseitigung von Ausreisehindernissen verhindertzumutbarer Anforderungen an die Beseitigung von Ausreisehindernissen verhindert

oder verzögert wird undoder verzögert wird und

2. der Lebensunterhalt eigenständig durch Erwerbstätigkeit gesichert ist.2. der Lebensunterhalt eigenständig durch Erwerbstätigkeit gesichert ist.

Minderjährigen Kindern eines Ausländers, der eine Aufenthaltserlaubnis nach SatzMinderjährigen Kindern eines Ausländers, der eine Aufenthaltserlaubnis nach Satz

1 besitzt, kann eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn sie mit ihm in1 besitzt, kann eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn sie mit ihm in

familiärer Lebensgemeinschaft leben. Dem Ehegatten oder Lebenspartner, der mitfamiliärer Lebensgemeinschaft leben. Dem Ehegatten oder Lebenspartner, der mit

einem Begünstigten nach Absatz 1 in familiärer Lebensgemeinschaft lebt, soll untereinem Begünstigten nach Absatz 1 in familiärer Lebensgemeinschaft lebt, soll unter

den Voraussetzungen nach Satz 1 eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. § 31den Voraussetzungen nach Satz 1 eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. § 31

gilt entsprechend. Dem minderjährigen ledigen Kind, das mit einem Begünstigtengilt entsprechend. Dem minderjährigen ledigen Kind, das mit einem Begünstigten

nach Absatz 1 in familiärer Lebensgemeinschaft lebt, soll eine Aufenthaltserlaubnisnach Absatz 1 in familiärer Lebensgemeinschaft lebt, soll eine Aufenthaltserlaubnis

erteilt werden.erteilt werden.

(3) Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 2 ist ausgeschlossen,(3) Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 2 ist ausgeschlossen,

wenn der Ausländer wegen einer im Bundesgebiet begangenen vorsätzlichenwenn der Ausländer wegen einer im Bundesgebiet begangenen vorsätzlichen

Straftat verurteilt wurde, wobei Geldstrafen von insgesamt bis zu 50 TagessätzenStraftat verurteilt wurde, wobei Geldstrafen von insgesamt bis zu 50 Tagessätzen

oder bis zu 90 Tagessätzen wegen Straftaten, die nach diesem Gesetz oder demoder bis zu 90 Tagessätzen wegen Straftaten, die nach diesem Gesetz oder dem

Asylgesetz nur von Ausländern begangen werden können, grundsätzlich außerAsylgesetz nur von Ausländern begangen werden können, grundsätzlich außer

Betracht bleiben.Betracht bleiben.

(4) Die Aufenthaltserlaubnis kann abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 2 erteilt(4) Die Aufenthaltserlaubnis kann abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 2 erteilt

werden.werden.

§ 25b Aufenthaltsgewährung bei nachhaltiger Integration§ 25b Aufenthaltsgewährung bei nachhaltiger Integration

(1) Einem geduldeten Ausländer soll abweichend von § 5 Absatz 1 Nummer 1 und(1) Einem geduldeten Ausländer soll abweichend von § 5 Absatz 1 Nummer 1 und

Absatz 2 eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn er sich nachhaltig in dieAbsatz 2 eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn er sich nachhaltig in die

Lebensverhältnisse der Bundesrepublik Deutschland integriert hat. Dies setztLebensverhältnisse der Bundesrepublik Deutschland integriert hat. Dies setzt

regelmäßig voraus, dass der Ausländerregelmäßig voraus, dass der Ausländer

1. sich seit mindestens acht Jahren oder, falls er zusammen mit einem1. sich seit mindestens acht Jahren oder, falls er zusammen mit einem

minderjährigen ledigen Kind in häuslicher Gemeinschaft lebt, seit mindestens sechsminderjährigen ledigen Kind in häuslicher Gemeinschaft lebt, seit mindestens sechs

Jahren ununterbrochen geduldet, gestattet oder mit einer Aufenthaltserlaubnis imJahren ununterbrochen geduldet, gestattet oder mit einer Aufenthaltserlaubnis im

Bundesgebiet aufgehalten hat,Bundesgebiet aufgehalten hat,

2. sich zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik2. sich zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik

Deutschland bekennt und über Grundkenntnisse der Rechts- undDeutschland bekennt und über Grundkenntnisse der Rechts- und

Gesellschaftsordnung und der Lebensverhältnisse im Bundesgebiet verfügt,Gesellschaftsordnung und der Lebensverhältnisse im Bundesgebiet verfügt,



3. seinen Lebensunterhalt überwiegend durch Erwerbstätigkeit sichert oder bei der3. seinen Lebensunterhalt überwiegend durch Erwerbstätigkeit sichert oder bei der

Betrachtung der bisherigen Schul-, Ausbildungs-, Einkommens- sowie derBetrachtung der bisherigen Schul-, Ausbildungs-, Einkommens- sowie der

familiären Lebenssituation zu erwarten ist, dass er seinen Lebensunterhalt imfamiliären Lebenssituation zu erwarten ist, dass er seinen Lebensunterhalt im

Sinne von § 2 Absatz 3 sichern wird, wobei der Bezug von Wohngeld unschädlichSinne von § 2 Absatz 3 sichern wird, wobei der Bezug von Wohngeld unschädlich

ist,ist,

4. über hinreichende mündliche Deutschkenntnisse im Sinne des Niveaus A2 des4. über hinreichende mündliche Deutschkenntnisse im Sinne des Niveaus A2 des

Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für Sprachen verfügt undGemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für Sprachen verfügt und

5. bei Kindern im schulpflichtigen Alter deren tatsächlichen Schulbesuch nachweist.5. bei Kindern im schulpflichtigen Alter deren tatsächlichen Schulbesuch nachweist.

Ein vorübergehender Bezug von Sozialleistungen ist für dieEin vorübergehender Bezug von Sozialleistungen ist für die

Lebensunterhaltssicherung in der Regel unschädlich beiLebensunterhaltssicherung in der Regel unschädlich bei

1. Studierenden an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule sowie1. Studierenden an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule sowie

Auszubildenden in anerkannten Lehrberufen oder in staatlich gefördertenAuszubildenden in anerkannten Lehrberufen oder in staatlich geförderten

Berufsvorbereitungsmaßnahmen,Berufsvorbereitungsmaßnahmen,

2. Familien mit minderjährigen Kindern, die vorübergehend auf ergänzende2. Familien mit minderjährigen Kindern, die vorübergehend auf ergänzende

Sozialleistungen angewiesen sind,Sozialleistungen angewiesen sind,

3. Alleinerziehenden mit minderjährigen Kindern, denen eine Arbeitsaufnahme nach3. Alleinerziehenden mit minderjährigen Kindern, denen eine Arbeitsaufnahme nach

§ 10 Absatz 1 Nummer§ 10 Absatz 1 Nummer

3 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch nicht zumutbar ist oder3 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch nicht zumutbar ist oder

4. Ausländern, die pflegebedürftige nahe Angehörige pflegen.4. Ausländern, die pflegebedürftige nahe Angehörige pflegen.

(2) Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1 ist zu versagen, wenn(2) Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1 ist zu versagen, wenn

1. der Ausländer die Aufenthaltsbeendigung durch vorsätzlich falsche Angaben,1. der Ausländer die Aufenthaltsbeendigung durch vorsätzlich falsche Angaben,

durch Täuschung über die Identität oder Staatsangehörigkeit oder Nichterfüllungdurch Täuschung über die Identität oder Staatsangehörigkeit oder Nichterfüllung

zumutbarer Anforderungen an die Mitwirkung bei der Beseitigung vonzumutbarer Anforderungen an die Mitwirkung bei der Beseitigung von

Ausreisehindernissen verhindert oder verzögert oderAusreisehindernissen verhindert oder verzögert oder

2. ein Ausweisungsinteresse im Sinne von § 54 Absatz 1 oder Absatz 2 Nummer 12. ein Ausweisungsinteresse im Sinne von § 54 Absatz 1 oder Absatz 2 Nummer 1

und 2 besteht.und 2 besteht.

(3) Von den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 3 und 4 wird(3) Von den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 3 und 4 wird

abgesehen, wenn der Ausländer sie wegen einer körperlichen, geistigen oderabgesehen, wenn der Ausländer sie wegen einer körperlichen, geistigen oder

seelischen Krankheit oder Behinderung oder aus Altersgründen nicht erfüllen kann.seelischen Krankheit oder Behinderung oder aus Altersgründen nicht erfüllen kann.

(4) Dem Ehegatten, dem Lebenspartner und minderjährigen ledigen Kindern, die(4) Dem Ehegatten, dem Lebenspartner und minderjährigen ledigen Kindern, die

mit einem Begünstigten nach Absatz 1 in familiärer Lebensgemeinschaft leben, sollmit einem Begünstigten nach Absatz 1 in familiärer Lebensgemeinschaft leben, soll

unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 2 bis 5 eineunter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 2 bis 5 eine

Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. Die Absätze 2, 3 und 5 finden Anwendung. §Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. Die Absätze 2, 3 und 5 finden Anwendung. §



31 gilt entsprechend.31 gilt entsprechend.

(5) Die Aufenthaltserlaubnis wird abweichend von § 26 Absatz 1 Satz 1 längstens(5) Die Aufenthaltserlaubnis wird abweichend von § 26 Absatz 1 Satz 1 längstens

für zwei Jahre erteilt und verlängert. Sie kann abweichend von § 10 Absatz 3 Satzfür zwei Jahre erteilt und verlängert. Sie kann abweichend von § 10 Absatz 3 Satz

2 erteilt werden. § 25a bleibt unberührt.2 erteilt werden. § 25a bleibt unberührt.

(6) Einem Ausländer, seinem Ehegatten oder seinem Lebenspartner und in(6) Einem Ausländer, seinem Ehegatten oder seinem Lebenspartner und in

familiärer Lebensgemeinschaft lebenden minderjährigen ledigen Kindern, die seitfamiliärer Lebensgemeinschaft lebenden minderjährigen ledigen Kindern, die seit

30 Monaten im Besitz einer Duldung nach § 60d sind, soll eine Aufenthaltserlaubnis30 Monaten im Besitz einer Duldung nach § 60d sind, soll eine Aufenthaltserlaubnis

nach Absatz 1 abweichend von der in Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 genannten Fristnach Absatz 1 abweichend von der in Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 genannten Frist

erteilt werden, wenn die Voraussetzungen nach § 60d erfüllt sind und dererteilt werden, wenn die Voraussetzungen nach § 60d erfüllt sind und der

Ausländer über hinreichende mündliche deutsche Sprachkenntnisse verfügt;Ausländer über hinreichende mündliche deutsche Sprachkenntnisse verfügt;

bestand die Möglichkeit des Besuchs eines Integrationskurses, setzt die Erteilungbestand die Möglichkeit des Besuchs eines Integrationskurses, setzt die Erteilung

der Aufenthaltserlaubnis zudem voraus, dass der Ausländer, sein Ehegatte oderder Aufenthaltserlaubnis zudem voraus, dass der Ausländer, sein Ehegatte oder

sein Lebenspartner über hinreichende schriftliche Kenntnisse der deutschensein Lebenspartner über hinreichende schriftliche Kenntnisse der deutschen

Sprache verfügt.Sprache verfügt.

§ 26 Dauer des Aufenthalts§ 26 Dauer des Aufenthalts

(1) Die Aufenthaltserlaubnis nach diesem Abschnitt kann für jeweils längstens drei(1) Die Aufenthaltserlaubnis nach diesem Abschnitt kann für jeweils längstens drei

Jahre erteilt und verlängert werden, in den Fällen des § 25 Abs. 4 Satz 1 und Abs.Jahre erteilt und verlängert werden, in den Fällen des § 25 Abs. 4 Satz 1 und Abs.

5 jedoch für längstens sechs Monate, solange sich der Ausländer noch nicht5 jedoch für längstens sechs Monate, solange sich der Ausländer noch nicht

mindestens 18 Monate rechtmäßig im Bundesgebiet aufgehalten hat.mindestens 18 Monate rechtmäßig im Bundesgebiet aufgehalten hat.

Asylberechtigten und Ausländern, denen die Flüchtlingseigenschaft im Sinne des §Asylberechtigten und Ausländern, denen die Flüchtlingseigenschaft im Sinne des §

3 Absatz 1 des Asylgesetzes zuerkannt worden ist, wird die Aufenthaltserlaubnis3 Absatz 1 des Asylgesetzes zuerkannt worden ist, wird die Aufenthaltserlaubnis

für drei Jahre erteilt. Subsidiär Schutzberechtigten im Sinne des § 4 Absatz 1 desfür drei Jahre erteilt. Subsidiär Schutzberechtigten im Sinne des § 4 Absatz 1 des

Asylgesetzes wird die Aufenthaltserlaubnis für ein Jahr erteilt, bei Verlängerung fürAsylgesetzes wird die Aufenthaltserlaubnis für ein Jahr erteilt, bei Verlängerung für

zwei weitere Jahre. Ausländern, die die Voraussetzungen des § 25 Absatz 3zwei weitere Jahre. Ausländern, die die Voraussetzungen des § 25 Absatz 3

erfüllen, wird die Aufenthaltserlaubnis für mindestens ein Jahr erteilt. Dieerfüllen, wird die Aufenthaltserlaubnis für mindestens ein Jahr erteilt. Die

Aufenthaltserlaubnisse nach § 25 Absatz 4a Satz 1 und Absatz 4b werden jeweilsAufenthaltserlaubnisse nach § 25 Absatz 4a Satz 1 und Absatz 4b werden jeweils

für ein Jahr, Aufenthaltserlaubnisse nach § 25 Absatz 4a Satz 3 jeweils für zweifür ein Jahr, Aufenthaltserlaubnisse nach § 25 Absatz 4a Satz 3 jeweils für zwei

Jahre erteilt und verlängert; in begründeten Einzelfällen ist eine längereJahre erteilt und verlängert; in begründeten Einzelfällen ist eine längere

Geltungsdauer zulässig.Geltungsdauer zulässig.

(2) Die Aufenthaltserlaubnis darf nicht verlängert werden, wenn das(2) Die Aufenthaltserlaubnis darf nicht verlängert werden, wenn das

Ausreisehindernis oder die sonstigen einer AufenthaltsbeendigungAusreisehindernis oder die sonstigen einer Aufenthaltsbeendigung

entgegenstehenden Gründe entfallen sind.entgegenstehenden Gründe entfallen sind.

(3) Einem Ausländer, der eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 1 oder 2 Satz(3) Einem Ausländer, der eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 1 oder 2 Satz

1 erste Alternative besitzt, ist eine Niederlassungserlaubnis zu erteilen, wenn1 erste Alternative besitzt, ist eine Niederlassungserlaubnis zu erteilen, wenn

1. er die Aufenthaltserlaubnis seit fünf Jahren besitzt, wobei die Aufenthaltszeit des1. er die Aufenthaltserlaubnis seit fünf Jahren besitzt, wobei die Aufenthaltszeit des



der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis vorangegangenen Asylverfahrensder Erteilung der Aufenthaltserlaubnis vorangegangenen Asylverfahrens

abweichend von § 55 Absatz 3 des Asylgesetzes auf die für die Erteilung derabweichend von § 55 Absatz 3 des Asylgesetzes auf die für die Erteilung der

Niederlassungserlaubnis erforderliche Zeit des Besitzes einer AufenthaltserlaubnisNiederlassungserlaubnis erforderliche Zeit des Besitzes einer Aufenthaltserlaubnis

angerechnet wird,angerechnet wird,

2. das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge nicht nach § 73 Absatz 2a des2. das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge nicht nach § 73 Absatz 2a des

Asylgesetzes mitgeteilt hat, dass die Voraussetzungen für den Widerruf oder dieAsylgesetzes mitgeteilt hat, dass die Voraussetzungen für den Widerruf oder die

Rücknahme vorliegen; ist der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis eine EntscheidungRücknahme vorliegen; ist der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis eine Entscheidung

des Bundesamtes vorausgegangen, die im Jahr 2015, 2016 oder 2017des Bundesamtes vorausgegangen, die im Jahr 2015, 2016 oder 2017

unanfechtbar geworden ist, muss das Bundesamt mitgeteilt haben, dass dieunanfechtbar geworden ist, muss das Bundesamt mitgeteilt haben, dass die

Voraussetzungen für den Widerruf oder die Rücknahme nicht vorliegen,Voraussetzungen für den Widerruf oder die Rücknahme nicht vorliegen,

3. sein Lebensunterhalt überwiegend gesichert ist,3. sein Lebensunterhalt überwiegend gesichert ist,

4. er über hinreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt und4. er über hinreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt und

5. die Voraussetzungen des § 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 bis 6, 8 und 95. die Voraussetzungen des § 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 bis 6, 8 und 9

vorliegen.vorliegen.

§ 9 Absatz 2 Satz 2 bis 6, § 9 Absatz 3 Satz 1 und § 9 Absatz 4 finden§ 9 Absatz 2 Satz 2 bis 6, § 9 Absatz 3 Satz 1 und § 9 Absatz 4 finden

entsprechend Anwendung; von der Voraussetzung in Satz 1 Nummer 3 wird auchentsprechend Anwendung; von der Voraussetzung in Satz 1 Nummer 3 wird auch

abgesehen, wenn der Ausländer die Regelaltersgrenze nach § 35 Satz 2 oder §abgesehen, wenn der Ausländer die Regelaltersgrenze nach § 35 Satz 2 oder §

235 Absatz 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch erreicht hat. Abweichend von235 Absatz 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch erreicht hat. Abweichend von

Satz 1 und 2 ist einem Ausländer, der eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 1Satz 1 und 2 ist einem Ausländer, der eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 1

oder 2 Satz 1 erste Alternative besitzt, eine Niederlassungserlaubnis zu erteilen,oder 2 Satz 1 erste Alternative besitzt, eine Niederlassungserlaubnis zu erteilen,

wennwenn

1. er die Aufenthaltserlaubnis seit drei Jahren besitzt, wobei die Aufenthaltszeit des1. er die Aufenthaltserlaubnis seit drei Jahren besitzt, wobei die Aufenthaltszeit des

der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis vorangegangenen Asylverfahrensder Erteilung der Aufenthaltserlaubnis vorangegangenen Asylverfahrens

abweichend von § 55 Absatz 3 des Asylgesetzes auf die für die Erteilung derabweichend von § 55 Absatz 3 des Asylgesetzes auf die für die Erteilung der

Niederlassungserlaubnis erforderliche Zeit des Besitzes einer AufenthaltserlaubnisNiederlassungserlaubnis erforderliche Zeit des Besitzes einer Aufenthaltserlaubnis

angerechnet wird,angerechnet wird,

2. das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge nicht nach § 73 Absatz 2a des2. das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge nicht nach § 73 Absatz 2a des

Asylgesetzes mitgeteilt hat, dass die Voraussetzungen für den Widerruf oder dieAsylgesetzes mitgeteilt hat, dass die Voraussetzungen für den Widerruf oder die

Rücknahme vorliegen; ist der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis eine EntscheidungRücknahme vorliegen; ist der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis eine Entscheidung

des Bundesamtes vorausgegangen, die im Jahr 2015, 2016 oder 2017des Bundesamtes vorausgegangen, die im Jahr 2015, 2016 oder 2017

unanfechtbar geworden ist, muss das Bundesamt mitgeteilt haben, dass dieunanfechtbar geworden ist, muss das Bundesamt mitgeteilt haben, dass die

Voraussetzungen für den Widerruf oder die Rücknahme nicht vorliegen,Voraussetzungen für den Widerruf oder die Rücknahme nicht vorliegen,

3. er die deutsche Sprache beherrscht,3. er die deutsche Sprache beherrscht,

4. sein Lebensunterhalt weit überwiegend gesichert ist und4. sein Lebensunterhalt weit überwiegend gesichert ist und



5. die Voraussetzungen des § 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 bis 6, 8 und 95. die Voraussetzungen des § 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 bis 6, 8 und 9

vorliegen.vorliegen.

In den Fällen des Satzes 3 finden § 9 Absatz 3 Satz 1 und § 9 Absatz 4In den Fällen des Satzes 3 finden § 9 Absatz 3 Satz 1 und § 9 Absatz 4

entsprechend Anwendung. Für Kinder, die vor Vollendung des 18. Lebensjahresentsprechend Anwendung. Für Kinder, die vor Vollendung des 18. Lebensjahres

nach Deutschland eingereist sind, kann § 35 entsprechend angewandt werden. Dienach Deutschland eingereist sind, kann § 35 entsprechend angewandt werden. Die

Sätze 1 bis 5 gelten auch für einen Ausländer, der eine Aufenthaltserlaubnis nach §Sätze 1 bis 5 gelten auch für einen Ausländer, der eine Aufenthaltserlaubnis nach §

23 Absatz 4 besitzt, es sei denn, es liegen die Voraussetzungen für eine23 Absatz 4 besitzt, es sei denn, es liegen die Voraussetzungen für eine

Rücknahme vor.Rücknahme vor.

(4) Im Übrigen kann einem Ausländer, der eine Aufenthaltserlaubnis nach diesem(4) Im Übrigen kann einem Ausländer, der eine Aufenthaltserlaubnis nach diesem

Abschnitt besitzt, eine Niederlassungserlaubnis erteilt werden, wenn die in § 9 Abs.Abschnitt besitzt, eine Niederlassungserlaubnis erteilt werden, wenn die in § 9 Abs.

2 Satz 1 bezeichneten Voraussetzungen vorliegen. § 9 Abs. 2 Satz 2 bis 6 gilt2 Satz 1 bezeichneten Voraussetzungen vorliegen. § 9 Abs. 2 Satz 2 bis 6 gilt

entsprechend. Die Aufenthaltszeit des der Erteilung der Aufenthaltserlaubnisentsprechend. Die Aufenthaltszeit des der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis

vorangegangenen Asylverfahrens wird abweichend von § 55 Abs. 3 desvorangegangenen Asylverfahrens wird abweichend von § 55 Abs. 3 des

Asylgesetzes auf die Frist angerechnet. Für Kinder, die vor Vollendung des 18.Asylgesetzes auf die Frist angerechnet. Für Kinder, die vor Vollendung des 18.

Lebensjahres nach Deutschland eingereist sind, kann § 35 entsprechendLebensjahres nach Deutschland eingereist sind, kann § 35 entsprechend

angewandt werden.angewandt werden.


